
Bundessozialgericht
Azo: 41 HA 126/67 I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Yerkdndet am ' Kläger und Revisionskläger9
döa Novo 4967

g e g e n
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äek2aéte aää &??ißi0ä5ääklagteo

beläeladenoooooooooooocoooooooooooaooooocoooooooo

Der 410 Senat des Bundessozialgerichte hat auf
die mündliche Verhandlung vom 280 November 4967
durch

Senatspräsident Dro H a u e i s e n
— Vorsitzender —?

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g 9
Bundessozielrichter DroB & u m a n‚n und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 5 k i

für Recht erkannt;

AUf_die Revision des Klägers wird das Urteil des
Lan@essozialgerichts Baden—Württemberg vom ■i„
APrll 1967 abgeänderto Die Bescheide der Beklag—
ten vom 21„ April 1960 und 460 Juli 1960 (Wider—
sprüchsbescheid) werden auch insoweit aufgehoben?
813 die Beklagte die von dem Kläber für die Mona”
%9—danuar und Februar 1957 entrichteten freiwil—
lig@n beiträge beanstandet hatc
Im übrigen wird die Revision zurückgewieseno
Kosten sind nicht zu erstatteno
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Der Kläger‚ geboren 4948, ist als Angestellter
beim Staatlichen Hochbauamt in Ludwigsburg beschäftigto hr

schied mit Wirkung vom 503 November 4956 aus der Pflichtversi—

cherung der Angestellten aus? da sein monatliches Einkommen die

Jahresverdienstgrenze von 90000„— DM überschritto Bis dahin hat—

te die Regierungsoberkasse Nordwürttemberg für ihn Pflichtbei—

träge zur Angestelltenversicherung (AnV) abgeführt; für Dezem—

ber 4956 wurde kein Pflichtbeitrag mehr geleistetq Die Regie—

run5soberkasse behielt mit Einverständnis des Klägers den von

diesem an sich zu tragenden Teil des Versicherungsbeitrages

auch von den Dezemberbezügen ein? da der Kläger nach dem Tarif—

vertrag über die zusätzliche Alters— und Hinterbliebenenversor—

bun5 verpflichtet war‚ sich nach seinem Ausscheiden aus der

PflichtversicherunB in der AnV freiwillig weiter zu versichern

und die Regierungsoberkasse die Weiterversicherung für den

kläger durchzuführen beabsichtigte° Die RegierungsoberkaSse

entrichtete für den hläger im Januar 4957 — für Dezember 4956

bis Februar 4957 — 3 freiwillige Beiträge der Klo XI mit dem

Aufdruck “4957"° Ab 4„ März 4957 wurde der Kläger infolge der

He*aufs€tzung der Versicherungspflichtörenze durch das Angew

stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetz (AnVNG) wieder versi_

cherungspflichtig? er leistete auch wieder Pflichtbeiträgeo

Auf seinen Antrag vom 220 Mai 4957 wurde er nach Abschluß eines

Lebensversicherungsvertrages mit Bescheid der Beklagten vom
450 November 4957 ab 40 März 4957 von der Versicherungspflicht

befreit; die in der Zeit vom 40 März bis 540 Dezember 4957

geleisteten Pflichtbeiträge wurden ihm antragsgemäß erstatteto

Mit Bescheid vom 240 April 4960 beanstandete die Beklagte

die für Dezember 4956 und Januar/Februar 4957 entrichteten

freiwilligen Beiträgeg der Kläger sei nach % 40 Abso 4 des An—

5estelltenversicherungsgesetzes (AVG) nF nicht zur freiwilligen
Weiterversicherung berechtigt‚ weil er nicht innerhalb von 40

Jahren während mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine

rcntenversicherungspflichtige Beschäftigung entrichtet habe;

—-d—-
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der hläger könne sich auch nicht nach der Übergangsregelung

des Art„ 2 % 5 Abs„ 1 AnVRGfreiwillig weiter versichern9
weil er nicht bis zum Inkrafttreten des AnVNG (10 Januar

1957) durch Entrichtung eines Beitrages von dem Recht der

Weiterversicherung Gebrauch bemacht habe; die im Januar

1957 für Dezember 1956 und Januar/Februar 1957 entrichteten

beiträge seien unwirksame

Der WidersPruch des Klägers blieb ohne erolb (Bescheid

vom 160 Juli 1960)„ Mit der Klage machte der Kläger gel—

tend, die Beklabte habe zu Unrecht das ■echt des Klägers

zur weiterversicherung nach Art° 2 $ 5 Abs„ 1 AnVNG verneint5

die im Januar 1957 für Dezember 1956 bis Februar 1957 ge—

leisteten beiträge seien rechtswirksam entrichtetg er —

der hlä5@r — habe sich vor dem 510 Dezember 1956 aegen—

über der ■ebierunbsoberkasse bereit erklärt, freiwillige

Beiträge zur Weiterversicherung zu entrichten; wenn die

■@QiGTUHBSObGIKÜSSG aus zahlungstechnischen Gründen den

Beitrag für D„zember 1956 erst im Januar 1957 entrichtet

habe? so habe er dies nicht zu vertretene

Das Sozialgericht (SG) Heilbronn lud auf Antrag des Klägers

das Land Baden—nurttemberg zum Verfahren bei„ Der ßeigelade—

ne trug vor? die Regierungsoberkasse sei frühestens in der

Zeit vom 150 bis 290 Dezember 1956 in der Lage gewesen? die

für den Monat Dezember 1956 beltende Beitragsmarke zu kau»

.fen und in die Versicherungskarte einzukleben; wegen beson—

derer Arbeitsüberlastunö sei dies nicht möglich geweseng
Außerdem sei es nach dem zu diesem Zeitpunkt noch 5elten—

den Recht möglich gewesen? erst im Januar 1957 die für das

halenderäahr 1956 5eltenda1Marken für freiwillige Beiträge

zu kaufen und Beiträae für den Kläger zu entrichteng der

rückwirkende Ausschluß des Klägers von der Weiterversiche-

rung verstoße gegen Grundsätze des Verfassunbsrechtso

Das SG Heilbronn hob durch Urteil vom 100 August 1961 die

anbefochtenen Bescheide auf und stelle fest‚ daß der hlager

zur freiwilligen Weiterversicherung berechtigt seio

_4_
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Die Beklagte legte Berufung an das Landessozialgericht (LSG)

Baden—Württemberg eine

Das LSG entschied mit Urteil vom 440 April 4967;

”Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des BG Heil—

bronn vom 400 August 4964 abgeändert„
(

Die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 24° April 4960

idF des Widerspruchsbescheides vom 460 Juli 4960 wird mit der

Maßgabe abgewiesen9 daß die Beklagte den für den Monat Dezem—

ber 4956 entrichteten freiwilligen Beitrag der Klo XI nicht

beanstanden darf■

Das LSGführte aus; Die Voraussetzungenfür das Recht des Klä—
Öers zur Weiterversicherung nach Art° 2 5 5 Abs„ 4 AnVHG seien

nicht erfüllt‚ weil der hlä5er nicht ypr dem Inkrafttreten des

AnVNG (4„ Januar 4957) durch Entrichtung eines freiwilligen Beim

tra5es von den ihm an sich zustehenden Recht zur freiwilligen

Weiterversicherung (nach % 24 AVG aF) Gebrauch gemacht habe?
auch eine Bereiterklärung im Sinne des S 442 Abs„ 4 Nr„ 4 AVG

liege nicht vor„ Es sei unerheblich‚ aus welchen Gründen vor
dem 4„ Januar 4957 kein Beitrag entrichtet worden sei? insbem

sondere ob dies auf ein Verschulden des Klägers oder eines

anderen zurückzuführen sei oder nichto Der Ausschluß des klä-

gers von der Weiterversicherunn nach Art° 2 5 5 Abs° 4 AnVNG

sei nicht verfassungswidrigo dechtswidrig seien die angefochtew

nen Bescheide nur insoweit? als die Beklagte den von dem l\".läv=

ger im Januar 4957 für den Monat Dezember 4956 entrichteten

freiwilligen Beitrag beanstandet habeo Das LSG ließ die Kevin

sion zuo

Der Kläger legte fristgemäßtünd formgerecht Revision eine Er
beantragte,

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom 440 April 4967

aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG Heilbronn vom 40a August 4964 zurückzuweiseno

Der Bläser rügte‚ das LSG habe Art° 2 % 5 Abs° 4 AnVNG unrich_
tig angewandt; diese Vorschrift sei dahin auszulegenö daß das

dacht zur Weiterversicherung nicht an die ”strenge Vorausset—
!zung’ der tatsächlichen Entrichtung eines Beitrabes vor dem

(_.
‚../ _
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40 Januar 4957 zu knüpfen sei; vielmehr müsse es genügen?

wenn der Versicherte durch ein ”aktives Handeln“ schon

vor dem 40 Januar 4957 bekundet habe? daß er sich weiter—

versichern wolleo Das LSG habe auch die verfassungsrecht—

lichen bedenken gegen Arte 2 5 5 Absa 4 AnVNG nicht ausge—
räumte

Die Beklagte nahm ihre Revision zurück? sie stellte zur Re—

vision des klä5ers keinen Antrago

Der Beibeladene schloß sich den_Ausführungen des Kläöers an°

II()

Die ■evision ist zulässig (@@464 Abso 4 Nro 4‚ 464 des So—
zidiöorichtsgesetzes —SGG—)o Sie ist Jedoch nur teilweise

begründet„ Der Kläger ist weder nach % 40 Abs° 4 AVG (idF

vor und nach dem Inkrafttreten des Rentenversicherungää£■—

derungs5esetzes —RVÄndG—vom 90 Juni 4965) noch nach Art° 2

% 5 Abs„ 4 Satz 4 AnVNG zur Weiterversicherung berechtigtü
Der Senat hält diese Vorschriften„ soweit sie das Recht zur
Weiterversicherung rückwirkend ab 40 Januar 4957 ausschlies—

sen? auch nicht für verfassungswidrig° Die Beklagte ist Je—

doch nicht berechti5t gewesen„ die Beiträge? die der Kläger

im Januar 4957 entrichtet hat? zu beanstandeng dies gilt

nicht nur für den für Dezember 4956 geleisteten Beitrag? den

bereits das LSG als wirksam entrichtet angesehen hat? son—
dern auch für die für Januar und Februar 4957 geleisteten

Beitragee

Die Möglichkeit der freiwilligen Weiterversicherung nach S 40

Abs„ 4 AVG scheidet für den Kläger aus‚ weil er nach den un—
ange5riifenen Feststellungen des LSG nicht (innerhalb von zehn
Jahren) während mindestens sechzig kalendermonaten für eine

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit

Beiträge entrichtet hate

Auch nach der Übergangsregelung des Art° 2 5 5 Abso 4 Satz 4

AnVNG kann sich der Kläger nicht weiterversicherno Nach dieser

_5_
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Vorschrift — soweit sie nicht die Selbstversicherung regelt —

kann die Versicherung (freiwillig) fortsetzen7 wer durch Ent—

richtung eines Beitrages bis zum Inkrafttreten des AnVNG (49

Januar 4957) "von dem Recht zur Weiterversicherung (% 24 AVG
af) Gebrauch gemacht hat“o Nach der Rechtsauffassung des 4„5ew

nats des Bundessozialgerichts —BSG— (Urteil vom 509 August 4966?

BSG 25? 470) bedeuten die Worte ”Gebrauch gemacht hat“? daß das
Recht zur Fortsetzung der Versicherung9 wenn es nach früheren

Vorschriften bestanden hat, vor dem Inkrafttreten des AnVNG

durch Entrichtung wenigstens eines freiwilligen Beitrages ge_

nutzt werden sein muß, daß also eine Eeitragsentrichtung nach

dem Inkrafttreten des AnVNG für Zeiten vor dem 40 Januar 4957

nicht genügt; der erkennende Senat ist? wie er bereits in sei—

nem Urteil vom 490 Januar 4966 — 44 RA 58/65 — zu dem Begriff

' eines Britrages vor dem 40 Januar 4956 (für die”hntrichtung'

Erhaltung des Rechts zur Selbstversicherung) und in seinem Ur—

teil vom 23a Mai 4967 —BSG26‚ 255— (für die Erhaltung des ‘

Rechts zur Weiterversicherung) zum Ausdruck gebracht hat? der

gleiehen Ansichto Die Auffassung des hlägers, das Recht zur

Weiterversicherung nach Arte 2 % 5 Absq 4 Satz 4 AnVNG werde
schon durch "ein rechtzeitiges aktives Handeln" erworben9 wie

es der Kläger dadurch gezeigt habe? daß er sich rechtzeitig

vor dem 40 Januar 4957 gegenüber seinem Arbeitgeber zur Fort=

setzung der Versicherung bereit erklärt habe und sich den Eee

trag vom Gehalt habe einbehalten lassen? trifft nicht zu„ haben—°

so wie für die Berechtigung zur Selbstversicherung genügt es
für die Berechtigung zur Weiterversicherung nicht? daß der Ge=

genwert für den Beitrag von dem Versicherten — oder von einem;

anderen für ihn —“bereitgehalten" wird‚ mag auch die Absicht

bestehen‚ ihn demnächst zu entrichten; durch "hntrichtung" ei—

nes Beitrages Gebrauch gemacht im Sinne des Arto 2 € 5 Abs„ 4
ist nur dann? wenn der Beitrag tatsächlich vor dem 4„ Januar

u..—
4957 yggye„tgt werden ist„ Eine andere Auslegung des Arte 2
5 5 Abso 4 wird — aueh für das Recht zur Weiterversicherung —

weder dem Wortlaut ■éäp dem Sinn dieser Vorschrift gerecht„ Für

das Erfordernis der
{“Entrichtung”

von Beiträgen bis zu einem

bestimmten Zeitpunkt bestehen auch im Recht der Weiterversiche_

„.’7-
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rung keine ”leichteren Voreussetzunbeng als im necht der

selbstversicherunb (Urteil des BSG vom 190 Januar 1966 —
ii ni 5d/65 —) und Zn auch in den Vors chriiten iür dieVeräleichsberechnunbD

nach Arto 2 % 41 AnVNG (vgloauch Ur—

teil des BSG vom 20d\40vember i96i BBG 15‚ 27“1,27£„ 275)0

Der nlä„er hat somit nach seinem Ausscheiden aus der Pllicht—

versicherunh am 500 November 1956 bis zum Inkrafttreten des

AnVMG (io Januar 1957) keinen freiwilligen Beitrag entrichtet°

ns kann daninbcstellt bleiben‚ ob im
falle

des Art° 2 $ 5

nbso @nthG eine (rechtzeitibe) Bereiterklärunb nach 89 1444

„hs° ? hr_ 2 der ■.ichsversicherunäsordnunö (RVG) aF i„V„m°

i90 .:l‘v'Gab‘9 1420 Abso ? ■re 2 AVG nF (mit nachfolgender Bei—

trabsleistung binnen anbemessener Frist) der geforderten

tatsächlichen Entriehtung des beitrages vor dem io Januar

%? Cleiohzustellen ist (vtlo hierzu auch Urteil des BSG

vom lo„ März "1962? SozR Nr„ 6 zu Art° 2 % 42 ArVNG); eine

bereite n*llärunb dieser Art liebt nämlich nicht voro Nach den

unanbekriffenen Feststellungen des LSG hat — vor dem io Ja—

nuar w957 — weder der hlä5er noch sein Arbeitöeber gegenüber

'einer zuständiöen Stelle" eine auf den willen der Beitrags—

le'stunb für Dezember V95b Oerichtete LJkläfü■b ab Debe’oeno

Aus der tariflichen Verpflichtunö des hlä5ers$ sich an in

Luzember 4956 — nach altem decht — Ireiwilli5 weiterzuver—

sicherngund aus der erlärun5 des hläöers gebenüber seinem nW1bit=

Geber? hierzu bereit zu sein? kann ebensowenia eineBereitw

erklärung be5enüber "einer zuständigen Stelle“ im Sinne

der benannten Vorschrift herbeleitet werden? wie daraus„

daß es hier eine Behörde als Arbeitbeber des nläöers über—

nommen hat die Weiterversicherung für den Klä5er durchzu—

iüM1 eno Den Ausführungen des LSG ist auch insoweit zuzustimM

men° Mit docht hat das LSG auch ausbei‘ührt9 das ■echt zur
Ireiwilliben Weiterversicherung nach der Vorschrift des Artuä

% 5 Abso ? AnVNG sei eine "begünsti5ende Ausnebmereöelung"g

das Gesetz stelle insoweit eindeutig auf den tatsächlichen Vor—

gang abo hbenso wie es für die Berechtibung zur Weiterversiche—

runb nach % iO Abso ? AVG Drundsätzlich ohne bee.eutung ist„e.us

-g-
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welchen.Gründen ein Versicherter die Mindestbeitragszeit

nicht erreicht hat und durch welche Umstände er daran gehin—

dert gewesen ist? eine versicherungspflichtige Beschäftigung

— mit Beitragsleistung — fortzusetzen oder aufzunehmen (Ur—

teil.des erk° Senats vom 280 Juni 4966; BSG 259 907 92)? ist

es für das Recht zur Weiterversicherung nach Arte 2 € 5 !}

Satz 4 AnVNG nicht erheblich? ob überhaupt (noch) die Möglich—

keit zur Entrichtung eines Beitrages vor dem 40 Januar 4957
gegeben gewesen ist und bejahendenialls„ ob der Versicherte

diese Möglichkeit schuldhaft oder ohne Verschulden nicht ge—
nutzt hato V

Der Ausschluß des Klägers von der Weiterversicherung ab 40

Januar 4957 verstößt auch nicht gegen einen Grundsatz des

Verfassungsrechtso Soweit Art„ 2 5 5 Abs„ 4 Satz 4 AnVNG die

Fortführung der nach dem 540 Dezember 4955 in der AnV begon—

nenen Selbstversicherung ausschließt‚ hat das BVerfG in sei-

ner Entscheidung vom 44„ Dezember 4962 — 4 BVL 44/58 (BVerfG

44‚ 506 ff : 5023 Nr„ 9 zu Arte 44 des Grundgesetzes —GG—)

— unter Bezugnahme auf die Entscheidung zu Arto 2 5 4 Abso4

Satz 4 ArVNG (BVerfG 449 288 ff) die Vereinbarkeit mit dem

GG bejahto Soweit Arte 2 % 5'Abso 4 Satz 4 AnVNGausschlie■t
daß ein Versicherter das ihm bis zum 540 Dezember 4956 zu—

stehende‚ aber nicht genutzte Recht der Weiterversicherung

auch durch die bis dahin zulässige Nachentrichtung freiwilli—

ger Beiträge (% 490 AVG aF icV°m„ % 4442 RVG aF) nicht mehr

ausüben kann? hat der 40 Senat des BSG in dem Urteil vom 500

August 4966 (SozR Nro 5 zu Art° 2 $ 4 ArVNG = Artg 2 S 5
AnVNG) die Vereinbarkeit mit dem GG ebenfalls be3aht„ Der er—
kennende Senat hat sich mit der Frage‚ ob der Ausschluß der

Weiterversicheru■ä auch in den Fällen mit dem GG vereinbar

ist„ in denen — wie hier —
freiwillige Beiträge für Zeiten

vor dem 4° Januar 4957 noch vor der Verkündung des AnVNG9

aber nach dessen Inkrafttreten, doh° in der Zeit zwischen 4„

Januar und dem 250 Februar 4957, entrichtet worden sind‘) in

seinem Urteil vom 250 Mai 4967, BSG 269 255‚ beiaßto Er hat

die Frage bejahto Der Senat hat im Anschluß an die erwähnten

_9_
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Entscheidungen des BVerfG und Wo Senats dargelegt7 daß eine

Verletzung des im GG gewährleisteten Eigentums (Art„ 44)

nicht vorliege‚ weil das rückwirkend beseitigte Recht zur

Weiterversicherung nicht als “Eigentum” anzusehen sei;

er hat eine Verletzung des Gleichheitssatzes (Arto 5 Abs„i
GG) auch insoweit verneint, als der Gesetzgeber für die

”Differenzierung der Rechtspositionen“ einen in der Ver—

gangenheit liegenden Stichtag gewählt hate Der Senat hat

schließlich eingehend untersucht? ob die rückwirkende

Beseitigung des Rechte zur Weiterversicherung mit dem

Rechts— und Sozialstaatsprinzip des GG vereinbar sei; er

hat auch diese Frage bejah'; er hat dabei auch die Erwä—

gungen geprüft‚ die vom hläger und dem Beigeladenen zur

Begründung ihrer gegenteiligen Auffassung in diesem Rechts—

streit vorgetragen worden sind„ Der Senat verbleibt nach

erneuter Prüfung bei der Auffassung‚ von der er schon in

seinem Urteil vom 250 Mai 19Q7 ausgegangen ist; er sieht

auch keinen Verfahrensmangel darin‚ daß das LSG der Anre—

gung‚ das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung des

BVeriG einzuholen7 nicht gefolgt ist5 er selbst sieht

ebenfalls keinen Grund für eine solche Aussetzungo
/

In dem mehrfach erwähnten Urteil vom 259 Mai 4967 hat der

richtung noch geltenden alten Recht wirksam entrichtet bzwa

nachentrichtet werden sind (S5 21 a AVG aF ioV„mo 1244 EVO

aF; SS 190 aF i„Vomo 1442 Abso 1 th aF) wirksam geblieben
sind.) obwohl das HpCht zur Weiterversicherung mit dückwir—

kung auf den Zeitpunkt der Entrichtung entzogen worden ist()

Auch insoweit verbleibt der Senat bei seiner Auffassungo

Die Beklagte hat danach nicht nur den für Dezember 1956

entrichteten Beitrag9 wie das LSG entschieden hat? sondern

auch die für Januar und Februar 1957 entrichteten Beiträge

zu Unrecht beanstandeto Die angefochtenen Bescheide sind

auch insoweit aufzuheben° Im übrigen ist die Revision als
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unbe5ründet zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus % 495 SGG()
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